
1.6 Erklärung über die Menschenrechte von Personen, die nicht Staatsangehörige des 

Landes sind 

Vom 13. Dezember 1985, U.N. Doc. A/RES/40/144 

Eingedenk der Tatsache, dass in der Charta der Vereinten Nationen die allgemeine Achtung oder 

Beachtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des 

Geschlechts, der Sprache oder der Religion gefordert wird, 

eingedenk der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte enthaltenen feierlichen Feststellung, 

dass alle Menschen frei und an Würde und Rechten gleich geboren sind und dass jeder ohne 

irgendeinen Unterschied, wie der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, 

der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, 

der Geburt oder des sonstigen Status Anspruch auf alle in der Erklärung verkündeten Rechte und 

Freiheiten hat, 

(…) 

sich bewusst, dass die Vertragsstaaten der Internationalen Menschenrechtspakte sich verpflichten zu 

gewährleisten, dass die in diesen Pakten verkündeten Rechte ohne jede Diskriminierung hinsichtlich 

der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen der sonstigen 

Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen 

Status ausgeübt werden, 

(…) 

Artikel 5 

1. In Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht und nach Maßgabe der entsprechenden 

völkerrechtlichen Verpflichtungen des Staates, in dem sie sich aufhalten, genießen Ausländer im 

besonderen folgenden Rechte:  

(…) 

e) das Recht auf Gedanken-, Meinungs-, Gewissens- und Religionsfreiheit; das Recht, ihre Religion 

oder Weltanschauung zu bekunden, vorbehaltlich allein der gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen, 

die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlichkeit oder der Grundrecht 

und -freiheiten anderer erforderlich sind; 

(…) 

Artikel 7 

Ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Staates aufhält, kann aus diesem nur 

aufgrund einer rechtmäßig ergangenen Entscheidung ausgewiesen werden, und es ist ihm, sofern dem 

nicht zwingende Gründe der nationalen Sicherheit entgegenstehen, Gelegenheit zu geben, die gegen 

seine Ausweisung sprechenden Gründe vorzubringen und diese Entscheidung durch die zuständige 

Behörde oder durch eine oder mehrere von dieser Behörde besonders bestimmte Personen nachprüfen 

und sich dabei vertreten zu lassen. Die Einzel- oder Kollektivausweisung solcher Ausländer aus 

Gründen der Rasse, der Hautfarbe, der Religion, der Kultur, der Abstammung oder der nationalen oder 

ethnischen Herkunft ist verboten. 



 


